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Einleitung: Videotechnik im Strafverfahren 

Zum 01.12.1998 trat das "Gesetz zum Schutz von Zeugen bei Verneh-
mungen im Strafverfahren und zur Verbesserung des Opferschutzes; Zeu-
genschutzgesetz - ZSchG" in Kraft. 1 Es ist der erste Versuch, mit einer ge-
setzlichen Regelung die Videotechnik als Kommunikations-, Dokumenta-
tions- und Reproduktionsmedium für das Strafverfahren nutzbar zu machen, 
ohne ihren Wert auf Augenscheinsbeweise und vorläufige Vernehmungsauf-
zeichnungen i.S.d. § 168 a Abs. 2 StPO zu beschränken. 

Vor dem Hintergrund der großen Missbrauchsprozesse von Flachslanden 
und Worms hatte das Zeugen schutz gesetz bei seiner Entstehung zunächst 
nur zum Ziel, den Schutz besonders sensibler Zeugen vor den Belastungen 
des Strafverfahrens zu gewährleisten, namentlich kindliche Zeugen und Op-
fer von Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, § § 174 bis 184 b 
StGB, vor einer sekundären Traumatisierung durch die Zeugenpflicht zu 
bewahren2. Erst im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens wurde der Anwen-
dungsbereich des Zeugenschutzgesetzes auf alle gefährdete Zeugen3 sowie 
auf solche Zeugen ausgedehnt, deren Erscheinen in der Hauptverhandlung 
gemäß der Vorschrift des § 251 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 4 StPO ein Hindernis 
entgegensteht. Diese letzte Erweiterung ermöglicht heute die Vernehmung 
von Auslandszeugen per Videokonferenzschaltung in die Hauptverhand-
lung. 

Vorschriften über den Einsatz von Videotechnik finden sich in den neu 
eingeführten §§ 58 a, 168 e, 247 a und 255 aStPO. Herzstück der Rege-

1 BGBl. I, S. 820 ff. Offiziell lautet der Titel des am 04.03.1998 in der 221. Sit-
zung des Deutschen Bundestages beschlossenen Gesetzes: "Gesetz zur Änderung 
der Strafprozessordnung und der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte (Ge-
setz zum Schutz von Zeugen bei Vernehmungen im Strafverfahren und zur Verbes-
serung des Opferschutzes; Zeugenschutzgesetz - ZSchG)"; erläutert auch bei Maier, 
Audiovisuelle Vernehmung kindlicher Opfer, S. 200. 

2 Gesetzesentwurf der Abgeordneten Dr. Jürgen Meyer (Ulm) u. a. und der Frak-
tion der SPD, BT-Drs. 13/3128, S. 3. Der Vorschlag gründete sich noch ausdrück-
lich auf dem Modell der "gespaltenen Hauptverhandlung", wie es vom LG Mainz 
(LG Mainz, NJW 1996, 208 = StV 1995, 354) zuvor praktiziert wurde, BT-Drs. 13/ 
3128, S. 6. Tatsächlich orientierte sich auch der darauf folgende Entwurf des Bun-
desrates für ein "Gesetz zum Schutz kindlicher Zeugen", BT-Drs.13/4983, im We-
sentlichen an dem sog. "Mainzer Modell" und beschränkte dessen Anwendungsbe-
reich in der Begründung allein auf Zeugen unter 16 Jahren. 

3 BT-Drs. 13/7165. 

2* 
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lung ist § 247 aStPO. Er ermöglicht im Fall einer qualifizierten Gefahr-
dungslage für das Wohl des Zeugen, dessen Aussage in der Hauptverhand-
lung von einem anderen Ort aus über eine gleichzeitige Bild- und Tonüber-
tragung in den Sitzungssaal zu übermitteln. 

Eine ähnliche Regelung findet sich in § 168 e StPO für die richterliche 
Vernehmung im Ermittlungsverfahren. Der Zeuge kann von den übrigen 
Anwesenheitsberechtigten4 getrennt vernommen werden, doch diesen wird 
die Vernehmung mindestens einseitig via Monitor übertragen. 

Ferner gestattet das Zeugenschutzgesetz in § 58 a Abs. 1 StPO richterli-
che und nichtrichterliche Vernehmungen des Zeugen auf Bild- und Tonträ-
ger (Videobänder) festzuhalten. Für die richterliche Vernehmung im Vor-
verfahren in der Form des § 168 e StPO wird in § 168 e S. 4 StPO noch 
einmal auf diese Aufzeichnungsbefugnis verwiesen. In der Hauptverhand-
lung gestattet außerdem § 247 a S. 4 StPO die Videographie der Zeugen-
vernehmung. 

Gemäß § 58 a Abs. S. 1 StPO dürfen die so entstandenen Vernehmungs-
aufzeichnungen aber nur "für Zwecke der Strafverfolgung" verwendet wer-
den. Eine Verwendung außerhalb dessen, was zur "Erforschung der Wahr-
heit erforderlich" ist, ist unzulässig. Außerdem gelten die Vorschriften über 
die Akteneinsicht entsprechend. 

In der Hauptverhandlung können Videodokumentationen unter den sehr 
restriktiven Voraussetzungen des § 255 a Abs. 1 und 2 StPO als Ersatz für 
eine unmittelbar in der Hauptverhandlung durchgeführte Zeugenverneh-
mung vorgeführt werden. 

Daneben finden sich im Zeugenschutzgesetz Regelungen über die Beiord-
nung eines Zeugenbeistandes, § 68 b StPO, und die Bestellung eines Ver-
letztenbeistandes, § 397 a und 406 g StPO, verbunden mit Anordnungen 
über die jeweilige Kostentragungspflicht. 

Bei seinem nahezu schon überstürzten Beschluss im März 1998 galt das 
Zeugenschutzgesetz als Wegweiser für einen effektiveren und vor allem 
fortschrittlicheren Zeugenschutz. Aber ein genereller Aufbruch in die "Mo-
derne" sollte damit nicht verbunden sein, denn anders lässt sich kaum erklä-
ren, wieso das Gesetz nicht prinzipiell gestattet, schriftliche Vernehmungs-
protokolle durch Videoaufzeichnungen zu ersetzen oder die Simultanüber-
tragung von Vernehmungen auch für andere Beweispersonen als den 
Zeugen zuzulassen5• 

4 Das Anwesenheitsrecht bestimmt sich nach § 168 c Abs. 2 StPO. 
5 Kritisch dazu z. B. die Äußerung Nacks: "Noch immer wird im Ermittlungsver-

fahren wie zur ,Postkutschenzeit' protokolliert, lediglich der Federkiel wurde durch 
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Dabei geben andere inner- und außereuropäische Staaten längst Beispiel 
für einen gelungenen Umgang mit der Videotechnik als Übertragungs- und 
Speichermedium auch in solchen Bereichen des Strafverfahrens, die nicht 
dem Zeugenschutz zugeordnet werden. So wird in Kanada mit guten Ergeb-
nissen mit der Videographie von Beschuldigtenvernehmungen experimen-
tiert6. Nordirland hat die Videoaufzeichnung von polizeilichen Beschuldig-
tenvernehmungen bei Verdacht terroristischer Straftaten sogar zum Regel-
fall gemacht? Italienische Gerichte veranstalten Videokonferenzen überdies 
mit den Angeklagten selbst, sofern gegen diese in Verfahren wegen Strafta-
ten aus dem Bereich organisierter Kriminalität verhandelt wird. Die Ange-
klagten nehmen in ihren Haftanstalten via Monitor an den Verhandlungen 
teil, weil ihr persönlich unmittelbares Auftreten im Gerichtssaal aus Sicher-
heitsgründen und wegen des oft kaum noch zu bewältigenden organisatori-
schen Aufwands bei Transport und Bewachung der Personen nicht mehr ge-
währleistet werden kanns. 

Die skandinavischen Länder, etwa Schweden und Norwegen, lassen fer-
ner die telefonische Einvernahmen eines Zeugen zu, sofern dessen Aussage 
nicht vorab als besonders schuld- und strafmaßrelevant eingeordnet wird9• 

Und aus Spanien und Mexiko ist bekannt, dass Vernehmungen in der 
Hauptverhandlung selbst auf Videoband protokolliert werden. 

Das Zeugenschutzgesetz, das sich auf den sehr engen Wirkungsbereich 
des Zeugenschutzes beschränkt und selbst dort insbesondere im Zusammen-
hang mit dem Schutz kindlicher Zeugen schon viel Kritik geerntet hat 10, 

stellt wahrscheinlich nur den Anfang einer Entwicklung dar, in deren Ver-
lauf videotechnische Mittel in alle Bereiche des Strafverfahrens vordringen 
und dort zur Dokumentation, Reproduktion oder zur live Übertragung von 
Geschehnissen von einem Ort zu einem anderen genutzt wird. 

So mancher mag dieser Entwicklung misstrauisch gegenüberstehen, denn 
der Umgang mit den neuen technischen Möglichkeiten stellt nicht nur ganz 
neue Anforderungen an die Behörden und den Strafverteidiger, er kann 

(veraltete) Schreibmaschinen ersetzt; Nack/Arbeitsgemeinschajt Sozialdemokrati-
scher Juristen, Entwurf eines Videographiegesetzes, S. 312. 

6 Steinke, Kriminalistik 1993, 330 ff.; Grant, Crim LR 1987, 375 ff.; ausführlich 
im 2. Teil, Kapitel DA. 

7 2. Teil, Kapitel D.3. 
8 Corte Costituzionale, Urteil vom 22. Juli 1999, Nr. 342. (Foro Italiano, I, 2000, 

3363 oder EuGRZ 2000, 163); dazu im 2. Teil, Kapitel 7. 
9 Comils, Landesbericht Schweden, S. 457 f. 
10 V gl. nur die späteren Verbesserungsvorschläge der Länder und des B undesra-

tes, etwa der Gesetzesentwurf der Freien und Hansestadt Hamburg, BR-Drs. 507/ 
99; oder die Entwürfe des Bundesrates für ein Gesetz zur Stärkung der Verletzten-
rechte BR-Drs. 552/00; BT-Drs. 14/4661. 


